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Bonn, den 3 , Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft .(EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

a) ein gemeinschaftliches Vorgehen gegen die Wettbe- 
werbsverzerrungen auf dem Weltschiffsbaumarkt 

b) eine Richtlinie des Rats über die Einführung einer 
gemeinschaftlichen Beihilferegelung zum Ausgleich der 
Wettbewerbsverzerrungen auf dem Weltschiffsbau- 
markt. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der EWG vom 13. April 1965 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt v/orden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. Die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Die Begründung der Kommission der EWG zu ihrem Vorschlag 
zu b) ergibt sich aus den allgemeinen Vorschlägen zu a). 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck“. Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache lV/3333 Deutscher Bundestag 


4. Wahlperiode 


Vorschlag der Kommission 

für ein gemeinschaftliches Vorgehen gegen die Wettbewerbs- 
verzerrungen auf dem Weltschiffsbaumarkt 


I. Anlaß und allgemeine Orientierung des 
gemeinschaftlichen Vorgehens 

1. Die Werftindustrie der Gemeinschaft sah sich in 
den letzten Jahren in immer stärkerem Maße der 
Konkurrenz von Drittländern ausgosetzt. Insbeson- 
dere der japanischen Schiffsbauindustrie ist es — - 
nicht zuletzt auf Grund staatlicher Förderungsmaß- 
nahmen — gelungen, ihren Anteil am Weltschiffs- 
baumarkt entscheidend zu vergrößern. Der Anteil 
Japans an den Neubauauf trägen im Weltschiffsbau 
ist von 36 0 im Jahre 1962 auf 44® 'o im Jahre 1964 
gestiegen^); der Anteil des EWG-Schiffsbaus ging 
gleichzeitig wesentlich zurück (von 45 ^/o im Jahre 
1955 auf 17®/o im Jahre 1963 und auf 22,5 im 
Jahre 1964'). 

Schon im Aktionsprogramm der Gemeinschaft für 
die zweite Stufe (Ziffer 30) war festgelegt worden, 
daß „die Kommission vor dem Ende der zweiten 
Stufe eine gemeinsame Politik mit konstruktiven 
Lösungen auf Gemeinschaftsebene für den Schiffs- 
bau entwickeln wird. Die besonderen Probleme die- 
ses Wirtschaftszweiges werden im Rahmen einer 
umfassenden Strukturpolitik gesehen werden müs- 
sen." 

Die Kommission hat Jedoch ihre eigene Initiative 
zunächst zurückgestellt, um den im Herbst 1963 im 
Rahmen der OECD (Unterausschuß 5 „Schiffbau") 
eingeleiteten Bemühungen um die Wiederherstel- 
lung eines lauteren Wettbewerbs den Vorrang ein- 
zuräumen. 

Diesen Bemühungen kam eine um so größere Be- 
deutung zu, als in diesem Gremium die wichtigsten 
Schiffsbaunationen der Welt unter Einschluß Japans 
vertreten waren. Bei der derzeitigen Sachlage kann 
leider nicht damit gerechnet werden, daß diese Ar- 
beiten kurzfristig zu einem Erfolg führen. 

In der Zwischenzeit hat sich der Wettbewerbs- 
druck noch verschärft und auch Reeder aus den Ge- 
meinschaftsländern vergeben im wachsendem Maße 
Aufträge nach Japan. Angesichts des geringen Er- 
folgs der OECD-Bemühungen und der wachsenden 
Bedrohung des EWG-Schiffsbaus durch die japani- 
sche Konkurrenz ist ein gemeinschaftliches Vor- 
gehen von höchster Dringlichkeit. Diese Ansicht der 
Kommission wurde von den Regierungssachverstän- 
digen und den hierzu gehörten Vertretern von Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern in vollem Umfange 
bestätigt. Aus diesem Grunde wird dem Rat vorge- 
schlagen, ein gemeinschaftliches Beihilfesystem zum 
Ausgleich der Wettbewerbsverzerrungen auf dem 


Ü 1964 — die neun ersten Monate. Quelle: Cebosine. 


Weltmarkt (Teil II und III des Entwurfs der Vor- 
lage) zu besdiließen. 

2. Die Entwicklung der V/ettbewerbsbedingungen 
auf dem Weltmarkt macht ein unverzügliches Ein- 
greifen der Gemeinschaft erforderlich. Damit allein 
werden aber keineswegs alle Probleme, denen sich 
der Schiffbau der Gemeinschaft gegenübersieht, er- 
faßt. 

— Die Werften der Gemeinschaft scheinen z. Z. in 
ihrer Gesamtheit hinsichtlich der Rationalisie- 
rung in einen gewissen Rückstand gegenüber den 
maßgebenden konkurrierenden Werften der 
Drittländer geraten zu sein. Ein gemeinschaft- 
liches Vorgehen zur Wiederherstellung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der Werften der Gemeinschaft 
könnte hier ebenfalls ins Auge gefaßt werden. 

— Darüber hinaus gibt es in der Gemeinschaft 
Werften, die wegen ihrer unzureichenden Wett- 
bewerbsfähigkeit umgestellt werden müssen. 
Außerdem sind verschiedene Schiffswerften auf 
Häfen der Gemeinschaft konzentriert, in denen 
eine spontane Umstellung auf andere Produk- 
tionszweige nicht möglich ist, was zur Folge hat, 
daß die in diesem Wirtschaftszweig auftretenden 
Schwierigkeiten regionale und soziale Probleme 
verursachen. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß mit einer 
Initiative zur Milderung der Wettbewerbsver- 
zerrungen auf dem Weltmarkt allein keine Ge- 
samtlösung des Problems des Schiffsbaus in der 
Gemeinschaft geboten werden kann. Die Vor- 
untersuchungen, die für ein angemessenes Vor- 
gehen der Kommission bei den anderen Fragen 
erforderlich sind, wurden in enger Zusammen- 
arbeit mit den zuständigen Dienststellen der 
Mitgliedstaaten durchgeführt und werden be- 
schleunigt fortgeführt werden. Die Kommission 
wird dem Rat hierüber rechtzeitig Bericht erstat- 
ten. 


II. Definition einer gemeinschaftlichen Beihilfe- 
regelung für den Schiffsbau zum Ausgleich der 
Wettbewerbsverzerrungen auf dem Weltmarkt 

A. Arbeitshypothese 

^1. Notwendigkeit eines Schutzes gegen die aus- 
ländische Konkurrenz 

I d) Ungeachtet der voneinander abweichenden Auf- 
' fassungen hinsichtlich der Aussichten der Schiffs- 
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l)auiiicUislrie in der Gemeinschaft haben alle ■ 
nationalen Delegationen einhellig die Notwen- : 
digkeit unterstrichen, umgehend tunen Gemein- ■ 
Schaftsschutz gegen die Drittländerkonkurrenz 
einzuführen, der die Wirkungen der in den Dritt- 
ländern gewährten Beihilfen aiisgleichen soll. 
Ein solches Vorgehen scheint ihnen unerläßlicli, 
um den Schiffsbau der Gtuneinschaft zu schützen, 
bis die Sanierung der Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Weltmarkt Tatsache ist. Der Konkur- 
renzdruck, der gegenwärtig von gewissen Dritt- 
ländern auf die Gemeinschaftsindustrie ausgeübt 
wird, ist u. a. auch in der Studie „Die Schiffsbau- 
industrie in den Ländern der Gemeinschaft", die 
unlängst von Dienststellen der Kommission 
(Serie Industrie /IV 1964) erstellt wurde, deut- 
lich gemacht worden. Die Bedeutung der in drii- 
ten Ländern geltenden Milfsmaßnahmen ist wei- j 
terhin durch die Ergebnisse der Arbeitsgruppe 
Nr. 5 des Industriekomitees der OECD klar er- 
wiesen worden. 

b) Der Markt für den Bau von Hochseeschiffen ist 
im wesentlichen ein internationaler Markt, weil 
die Erzeugnisse dieser Industrie für die See- 
schiffahrt bestimmt sind. Es erweist sich daher 
als unmöglich, diesen Industriezweig gegen den 
Wettbewerb von außen mit den klassischen Zoll- 
oder Kontingentsmaßnahmen zu schützen, ohne ■ 
die Tätigkeit der Reedereien der Gemeinschaft ] 
erheblich zu stören. Der etwaige Schutz dieses ! 
Marktes kann deshalb nur eine ganz besondere ’ 
Form finden, nämlicli die der Beihilfen. 


2. Beseitigung der Wettbewerbs Verzerrungen in- ! 
nerhalb des Gemeinsamen Marktes 


Die Vorschriften des Vertrages sowie der gemein- 
schaftliche Charakter, den jede etwaige gemeinsame 
Lösung haben muß, setzen als zweite Arbeitshypo- 
these zwingend voraus, daß alle Wettbewerbsver- 
zerrungen innerhalb der Chmieinschaft zu beseitigen 
sind. Mögliche gemeinschaftliche Maßnalimen dürf- 
ten somit nicht einzelne Werften im Verhältnis zu 
anderen bevorzugen; hiervon blieben degressive; 
Beihilfen zur Verwirklichung von Rationalisierungs- 
und Neuordnungsprogrammen, sowie Beihilfen zur 
Behebung regionaler Schwierigkeiten unberührt. 


I 


i 


B. Berücksichtigung des Drittländer-Wettbewerbs 

Um den Druck des Wettbewerbs von Drittländern 
auf die Industrie der Gemeinschaft genauer zu ken- 
nen, hat eine Arbeitsgruppe aus Regierungssach- 
verständigen und Beamten der Kommission den 
Versuch unternommen, den Einfluß der Beihilfemaß- 
nahmen, die von staatlichen Behörden in Drittlän- j 
dem gewährt werden, möglichst genau zu ermitteln, j 
Diese Arbeitsgruppe hat am 18. September 1964 ge- j 
tagt, und ihr Bericht wurde in der Sitzung vom | 
6. Oktober 1964 von allen einzelstaatlichen Delega- | 
tionen gebilligt. • j 

Die Arbeitsgruppe war der Auffassung, daß ledig- | 
lieh die japanischen Maßnahmen es verdienten. Ge- ! 


genstand einer Untersuchung zu bilden. Es ist allge- 
mein bekannt, daß die Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Weltschiffsbaumarkt gegenwärtig allein 
von den japanischen Werften diktiert werden. Die 
Arbeitsgruppe hat eine systematische Prüfung der 
Auswirkung der in Japan geltenden Förderungs- 
niaßnahmen vorgenommen, wobei diese Auswir- 
kungen ausschließlich im Vergleich mit allgemeinen 
dortigen Produktionsverhältnissen bewertet wurde. 

Unter den verschiedenen Einflußnahmen des japa- 
nischen Staates hat die Arbeitsgruppe zwei Maß- 
nahmen wegen ihrer besonders großen Auswirkun- 
gen auf den Preis der exportierten Schiffe heraus- 
gestellt. Es handelt sich dabei -- in der Reihenfolge 
ihrer Bedeutung -- um Erleichterungen für lang- 
fristige Kredite zum Schilfexport und, in geringerem 
Maße, um Einflußnahmen im Bereich der Preise für 
Schiffsblech. Die anderen Maßnahmen wurden aus- 
geklammcrt, weil ihre Auswirkungen als unbedeu- 
tend angesehen werden. 

Die Arbeitsgruppe gelangte zu der Auffassung, 
daß die Auswirkung der japanischen Förderiings- 
maßnahmon im Durchschnitt mit etwas mehr als 
10 *’ 0 des Vertragspreises d(;r Exportschiffe zu vor- 
ansclilagen ist. Ihrer Ansicht nach sollte deshalb das 
gemeinschaftliche Schutzbedürfnis gegen die in 
Drittländern geltenden Hilfsmaßnahmen ebenfalls 
bei etwa 10 o der Vertragspreise liegen. 

Hinsichtlich der Ergebnisse der vorgenannten Ar- 
beitsgrupp(; ist zu betonen, daß sie keinesfalls als 
eine Schätzung des Gefälles zwischen der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Werften der Drittländer, na- 
mentlich Japans und der Wettbewerbsfähigkeit der 
Werften in der Gemeinschaft angesehen werden 
können. Zu diesem Zweck hätte man auch die Unter- 
schiede berüdcsichtigen müssen, die hinsichtlich der 
natürlichen Produktionsgegebenheiten bestehen. 


C. Gemeinschaftscharakter der Beihilferegelung 


1. Allgemeine Kriterien 

Die Kriterien, denen eventuelle Gemeinschafts- 
maßnahmen entsprechen müßten, sind die folgen- 
den: 

— sie müssen definitionsgemäß auf einem System 
beruhen, das „vergemeinschaftlicht" werden kann, 
d. h. sie müssen so geartet sein, daß sie von 
einem Gemeinschaftsorgan durchgeführt werden 
oder aber in den einzelnen Mitgliedstaaten nach 
vergleichbaren Modalitäten eingesetzt werden 
können. Nur auf diese Weise kann jede Gefahr 
einer Wettbewerbsbeeinträchtigung in der Ge- 
meinschaft ausgeschlossen werden; 

— sie müssen klar und einfach sein, um nicht inner- 
halb und außerhalb der Gemeinschaft ungerecht- 
fertigte Verdächtigimgsmomente aufkommen zu 
lassen; 

— sie müssen elastisch genug sein, um der Entwick- 
lung der Marktlage des Schiffsbaus folgen zu 
können. 
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2. Gemeinschaftscharakter der geplanten Regelung 

Nach mehrfacher Anhörung der Auffassung der 
nationalen Delegation und unter Zugrundelegung 
der obengenannten drei allgemeinen Kriterien ist 
die Kommission der Ansicht, daß eine gemeinschaft- 
liche Lösung im Bereich der staatlichen Beihilfen für 
den Schiffsbau sich wie folgt darstcllen sollte: 

die Höhe des Schutzes, der gegen die Konkur- 
renz der Drittländer zu errichten ist, muß inner- 
halb der Gemeinschaft einheitlich sein. Jede an- 
dere Lösung würde den „gemeinschaftlichen" 
Charakter in Frage stellen, den die geplante Lö- 
sung haben soll; 

— dieser gemeinsame Schutz muß in allen Mitglied- 
Staaten durch gleiche oder zumindest vergleich- 
bare Maßnahmen durchgeführt werden. Nur 
durch die Inkraftsetzung eines einheitlichen 
Systems ist es möglich, die Einfachheit der vor- 
gesehenen Lösung sicherzustellen und damit je- 
des gegenseitige und ungerechtfertigte Mißtrauen 
im Keime zu ersticken. 


D. Vorgeschlagene Lösung 

1. Höhe und Dauer des gemeinsamen Schutzes 

a) Die Kommission ist der Auffassung, daß ein ge- 
meinsamer Schutz der Gemeinschaftsindustrie 
gegen die Drittländerkonkurrenz und insbeson- 
dere gegen die Auswirkungen der in Drittlän- 
dern bestehenden Unterstützungsmaßnahmen 
unter den gegebenen Umständen voll gerecht- 
fertigt sind. Angesichts der japanischen Förde- 
rungsmaßnahmen sollte dieser Schutz rund 10 Co 
des Vertragspreises der Schiffe betragen. Diese 
Zahl kann selbstverständlich keinen Anspruch 
auf eine strenge mathematische Genauigkeit er- 
heben, dürfte aber gleichwohl eine gute Diskus- 
sionsgrundlage darstellen. 

b) Die Auswirkung der Hilsmaßnahmen in Japan 
wurde unter Zugrundelegung der gegenwärtigen 
Verhältnisse ermittelt. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, bei Ausarbeitung der geplanten 
Gemeinschaftslösung ebenfalls vorzusehen, daß 
die Höhe des Gemeinschaftsschutzes zu überprü- 
fen wäre, falls die Wettbewerbsbedingungen in 
den Drittländern später wesentlichen Änderun- 
gen unterliegen sollten. 

In jedem Fall muß die Gesamtheit der geplanten 
Gemeinschaftslösung am Ende der Übergangszeit 
überprüft werden. 

2. Anwendungsbereich des gemeinsamen Schutzes 

Es scheint der Kommission wenig sinnvoll, die 
Vergünstigungen eines etwaigen gemeinsamen 
Schutzes auf solche Schiffsbausektoren, die der 
Drittländerkonkurrenz — japanischer oder anderer 
Herkunft — nicht in dem vorstehend beschriebenen 
starken Maße ausgesetzt sind, oder auf gewisse, 
dem Schiffsbau verwandte Tätigkeitsbereiche, deren 


Markt sich jedoch von dem des Schiffsbaus wesent- 
lich unterscheidet, auszudehnen. Deshalb wird dem 
Rat vorgeschlagen, eine Begrenzung des Anwen- 
dungsbereiches der Beihilfemaßnahmen auf den 
Bau von großen, für die Seeschiffahrt bestimmten 
Handels- und Fischereischiffen vorzusehen. Unbe- 
schadet etwaiger zu ihren Gunsten anderweitig zu 
treffender Maßnahmen wären deshalb in erster 
Linie die folgenden Tätigkeitsbereiche von der ge- 
meinschaftlichen Lösung auszuschließen; 

— Der Bau von kleinen Seeschiffen (von weniger 
als 3000 BRT); 

— Der Bau von schwimmenden und technischen 
Vorrichtungen (Schwimmdocks, Pontons, Bagger, 
Elevatoren, Krane usw.); 

— Schiffe für militärische Zwecke; 

— Schiffsreparaturen, es sei denn, es handle sich 
um den echten Umbau von Schiffen (z. B. wenn 
die durchgeführten Arbeiten 25 Uo oder mehr des 
Marktwertes der gegenwärtig in den Anwen- 
dungsbereich einbezogenon Schiffe darstellen). 

3. Gemeinsamer Interventionsmechanismus 

Eine der Möglichkeiten für ein gemeinschaftliches 
Vorgehen wäre eine Intervention auf dem Kredit- 
gebiet. Diese Krediterleichterungen könnten sich auf 
die verschiedenen Formen des Finanzierungsvor- 
gangs beziehen, d. h. auf den Kredit im eigentlichen 
Sinne sowie auch gegebenenfalls auf die Kredit- 
versicherung im Zusammenhang mit dem Verkauf 
neuer Schiffe. 

Damit die Reeder der Gemeinschaft nicht benach- 
teiligt werden, müssen die geplanten Kreditmaßnah- 
men auf Inlands- wie auch Ausfuhrlieferungen An- 
wendung finden können. Die Kommission ist sich 
allerdings darüber im klaren, daß die Wahl der Bei- 
hilfeinodalitäten in einigen Mitgliedstaaten Schwie- 
rigkeiten aufwerfen wird, vor allem insoweit als 
diese Mitgliedstaaten der Schiffsbauindustrie be- 
reits Beihilfen in anderer Form gewähren. Aus die- 
sem Grunde erscheint es ihr angezeigt, die Modali- 
täten der Hilfe jetzt noch nicht festzulegen. 

4. „Übergangszeit" 

Mit der Einführung einer Gemcinschaftsbeihilfe 
zur Bekämpfung der Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Weltmarkt stellt sich das Problem der in eini- 
gen Mitgliedstaaten bestehenden nationalen Bei- 
hilfesysteme, Mit diesen Beihilfen soll in der Tat 
nicht nur bestimmten Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Weltmarkt entgegengewirkt werden, was ja 
das Ziel der Gemeinschaftsbeihilfe ist, sondern auch 
die Durchführung von Rationalisierungsprogrammen 
im Schiffsbau gefördert und gewisse regionale 
Schwierigkeiten behoben werden. Soweit sie die 
letzteren Ziele verfolgen, sollten sie jedoch eindeu- 
tig von den Maßnahmen zur Bekämpfung der inter- 
nationalen Wettbewerbsverzerrungen abgetrennt 
werden, denn sie müssen auf einer anderen Ebene 
und nach gesonderten Vorgehen konzipiert werden. 
Somit muß eine Übergangszeit vorgesehen werden. 
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während der einmal die Durchführung der betref- 
fenden Sanierungs- und Umstrukturierungspro- 
gramme beschleunigt fortgesetzt und zum anderen 
die einzelstaatlichen Systeme schrittweise umge- 
stellt werden können. Dies soll dadurch erreicht 
werden, daß die gemeinschaftliche Lösung erst spä- 
testens am 1. Januar 1967 in allen Mitgliedstaaten 
eingeführt werden kann. 


IIL Verfahren 

Die Beihilfevorschriften des EWG-Vertrages bie- 
ten keine Rechtsgrundlage für die Einführung einer 
gemeinschaftlichen Beihilferegelung zur Korrektur 
von Wettbewerbsverzerrungen auf dem internatio- 
nalen Schiffsbaumarkt, die obligatorisch und in glei- 
cher Weise in allen Mitgliedstaaten anwendbar 
wäre. Da der EWG-Vertrag folglich nicht die hierzu 
erforderlichen Aktionsbefugnisse vorgesehen hat, 
schlägt die Kommission dem Rat vor, gemäß Arti- 
kel 235 des EWG-Vertrages eine Richtlinie auf die- 
sem Gebiet zu erlassen. 


IV. Schlußfolgerung 

Unter Würdigung der vorstehenden Darlegungen 
wird dem Rat vorgeschlagen, nach Artikel 235 des 
EWG-Vertrages die in der Anlage beigefügte Richt- 
linie, mit der eine gemeinschaftliche Beihilferege- 
lung für den Schiffbau zum Ausgleich der Wett- 
bewerbsverzerrungen auf dem Weltmarkt einge- 
führt werden soll, zu erlassen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung 
zum Ausgleich der Wettbewerbs Verzerrungen auf dem Welt- 
schiffsbaumarkt 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt aut die Bestimmungen des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere dessen Artikel 92 bis 94, 111 
bis 113 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, und 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Der Schiffsbau in der Gemeinschaft sah sich in 
den letzten Jahren in steigendem Maße der Kon- 
kurrenz dritter Länder ausgesetzt, so daß sich seine 
Lage im Verhältnis zur Lage des Schiffsbaus in der 
übrigen Welt erheblich verschlechtert hat. 

Eine der ausschlaggebenden Ursachen dafür sind 
die Verzerrungen in den Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Weltmarkt. 

Eine Wiederherstellung normaler Wettbewerbs- 
bedingungen scheint in absehbarer Zeit nicht mög- 
lich zu sein. 

Bis zu dieser Normalisierung ist jedoch ein Schutz 
des Schiffsbaus in der Gemeinschaft dringend erfor- 
derlich. 

Es ist unmöglich, diesen Industriezweig gegen den 
Wettbewerb von außen mit Zollmaßnahmen oder 
handelspolitischen Schutzmaßnahmen zu schützen, 
da es sich im vorliegenden Fall um einen im wesent- 
lichen internationalen Markt handelt. 

Ein gemeinsamer Schutz dieses Industriezweigs 
gegen Wettbewerbsverzerrungen auf dem Welt- 
markt kann deshalb nur in einer besonderen Form 
der Beihilfen erfolgen, 

Dieser gemeinsame Schutz ist als erste Stufe einer 
gemeinsamen Schiffsbaiipolitik zu betrachten. 

Die Lösung für einen Ausgleich der Wettbewerbs- 
verzerrungen auf dem Weltmarkt muß eine Gemein- 
schaftslösung sein. 

Diese Lösung muß von allen Mitgliedstaaten mit 
dem gleichen Nachdruck und unter gleichen Modali- 
täten durchgeführt werden, um jede Wettbewerbs- 


verzerrung innerhalb der Gemeinschaft zu verhin- 
dern. 

Die geplanten Maßnahmen müssen für Lieferun- 
gen innerhalb der Gemeinschaft wie auch für zum 
Export bestimmte Lieferungen Geltung haben, um 
die Reedereien der Gemeinschaft nicht zu benach- 
teiligen. 

Die bei einer solchen Lösung vorgesehenen Maß- 
nahmen müssen nach Art und Umfang den Wett- 
bewerbsverzerrungen auf dem Weltmarkt, die sie 
ausgleichen sollen, angepaßt sein. 

Hierbei kann der Bedarf an Gemeinschaftsschutz 
gegenüber den Wettbewerbsverzerrungen auf dem 
internationalen Markt zur Zeit auf 10^ o der Ver- 
tragspreise neuer Schiffe geschätzt werden; der An- 
wendungbereich muß auf große, für die Seeschiff- 
fahrt bestimmte Handels- und Fischereischiffe be- 
schränkt werden. 

Es empfiehlt sich im Hinblick auf die zur Zeit 
unterschiedlichen Verfahrensweisen der einzelnen 
Länder, ein darauf abgestelltes Verfahren für die 
Festsetzung der Modalitäten der Beihilfegewährung 
einzuführen. 

Es ist notwendig, ein vereinfachtes Verfahren vor- 
zusehen, um zu gegebener Zeit die geplanten Be- 
stimmungen über die Höhe der Beihilfe und ihren 
Anwendungsbereich nach Maßgabe etwaiger Ände- 
rungen der Wettbewerbsbedingungen auf dem Welt- 
schiffsbaumarkt umgestalten zu können. 

Es ist ferner zweckmäßig, die Geltungsdauer die- 
ser Beihilferegelung auf den 31. Dezember 1969 zu 
befristen; damit soll jedoch die Möglichkeit einer 
Verlängerung nicht ausgeschlossen werden, falls bis 
zu diesem Zeitpunkt die Verzerrungen in den Wett- 
bewerbsbedingungen auf dem Weltmarkt nicht be- 
seitigt sind. 

Trotz der für die Einführung dieses gemeinscbalU 
lichen Beihilfesystems gebotenen Dringlichkeit wird 
diese eine gewisse Zeit erfordern, damit vor allem 
die bestehenden nationalen Beihilferegelungen um- 
gestaltet werden können. 

Nach den Vorschriften des Vertrages ist es nichi 
zulässig, eine Beihilferegelung zum Ausgleich der 
Wettbewerbsverzerrungen auf dem Weltschiffsbau- 
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markt einzutührcn, die obligatorisch und in gleiche] 
Weise in der gesamten Gemeinschaft anzuwenden 
ist; der Vertrag hat demgemäß die hierzu erforder- 
lichen Mandl ungsbeliignisse nicht vorgesehen -- 

MAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zum Ausgleich der Wettbewerbsverzerrungen aut 
dem Weltmarkt für Schiffsneubauten wird zugun- 
sten des Schiffsbaus in der Gemeinschaft ein System 
von Beihilfen eingeführt, die von den Mitgliedstaa- 
ten in eigener Verwaltung gewährt werden. Für 
jeden der unter Artikel 2 fallenden Aufträge ge- 
währen die Mitgliedstaaten eine Beihilfe in Hohe 
von 10 ^'0 des Vertragspreises. 

Artikel 2 

Die durch diese Richtlinie beschlossene Beihilfe- 
regelung gilt für folgende Aufträge: 

— Neubauten von Handels- und Fischereischiffen 
für Hochseeschiffahrt in einer Werft der Gemein- 
schaft, soweit sie eine Tonnage von 3000 BRT 
oder darüber haben, 

— Reparaturen, Änderungen oder Umbauten von 
Handels- und Fischereischiffen für die Hochsee- 
schiffahrt in einer Werft der Gemeinschaft, mit 
einer Tonnage von 3000 BRT oder darüber, so- 
weit der Wert der Arbeiten mindestens 25 ^/o 
des Marktwertes dieser Schiffe darstellt. 

Artikel 3 

Auf Vorschlag der Kommission bestimmt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit, in Form von Richtlinien, 
die Modalitäten für die Gewährung dieser Beihilfen, 
so daß ihre Auswirkungen in jedem der Mitglied- 
staaten gleich sind und leicht beurteilt werden kön- 
nen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
spätestens drei Monate nach Ablauf jedes Jah- 
res über die Ergebnisse der Anwendung dieser 
Maßnahmen, soweit sie davon betroffen sind. 
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2. Die Kommission unterrichtet den Rat spätestens 
sechs Monate nach Ablauf jedes Jahres über die 
Ergelmiss(' d(M* Anwendung dieser Maßnahmen. 

3. Wenn etwaige Änderungen in den Wettbewerbs- 
bedingungen des Weltschiffsbauinarktes es er- 
forderlich machen, ändert der Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die 
in Artikel 1 festgelegte Höhe der Beihilfe und 
deren in Artikel 2 festgelegten Anwendungs- 
bereich. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen alle erforderlichen 
Bestimmungen, damit diese Beihilferegelung spä- 
testens zum 1. Januar 1967 in Kraft tritt und am 
31. Dezember 1969 außer Kraft tritt. 

2. Spätestens beim Inkrafttreten dieser Beihilfe- 
regelung wird jeder Mitgliedstaat seine Schiffs- 
baubeihilfen in der Weise umgestalten, daß sie 
bis zu der in Artikel 1 festgelegten Höhe der 
Beihilfe nach der vorliegenden Beihilferegelung 
und den nach dem Verfahren in Artikel 3 zu er- 
lassenden Modalitäten gewährt werden. Diese 
Bestimmung gilt unbeschadet der ständigen Prü- 
fung des zusätzlichen Teiles der bestehenden 
Beihilfen und der Möglichkeit, nach Maßgabe der 
Artikel 92 und 93 des Vertrages neue, mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbarte Beihilfen ein- 
zuführen. 

3. Die Milgliedstaaten unterrichten die Kommission 
von allen Maßnahmen, die zur Anwendung der 
Vorschriften in Absatz 1 und 2 dieses Artikels 
beabsichtigt werden, spätestens drei Monate vor 
deren Inkrafttreten; die Kommission äußert sich 
hierzu gegebenenfalls innerhalb der auf die Un- 
terrichtung folgenden zwei Monate unbeschadet 
der Bestimmungen in Artikel 93 Absatz 3 des 
Vertrages. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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